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5. Forschungsrahmenprogramm der EU in
Österreich, den Niederlanden und Schweden1

Der Beitrag analysiert die Politikfindungsprozesse, die zu den nationalen Positionen dreier Länder in
den Aushandlungsprozessen um das 5. Rahmenprogramm für Forschung, technologische Entwicklung
und Demonstration der EU führten. Das Forschungsinteresse richtet sich auf die Erklärung der Unter-
schiede in den Prozessen der Findung nationaler Positionen von Österreich, den Niederlanden und Schwe-
den, im Zeitraum von 1995 bis 1998. Zur Untersuchung der Verschiedenheit der drei Prozesse werden vor
allem folgende Faktoren herangezogen: die unterschiedlichen Strukturen der nationalen Innovations-
systeme, die Form der Interessenvermittlung zwischen Staat und Wirtschaft, die sich in der nationalen
und der EU-spezifischen Forschungs- und Technologiepolitik widerspiegelt, sowie der Zeitpunkt des EU-
Beitritts der drei Länder. Schließlich werden die Politikprozesse in den drei Ländern auf eine mögliche
Konvergenz oder Divergenz vor dem Hintergrund der EU-Integration überprüft.

Keywords: Vergleichende Policyforschung, Europäische Integration, Forschungs- und Technologie-
politik, Interessenvermittlung, Konvergenz politischer Systeme
Comparative Public Policy, European Integration, Research and Technology Policy,
Interest Representation, Convergence of Political Processes

Österreichische Zeitschrift für Politikwissenschaft (ÖZP), 33 Jg. (2004) H. 2,  137�156

Einleitung

Im Zuge der Ausweitung der staatlichen
Funktionen der Europäischen Union durch die
Einheitliche Europäische Akte und die Verträ-
ge von Maastricht, Amsterdam und Nizza hat
in den 1990er Jahren die Debatte um eine mög-
liche Konvergenz oder Divergenz der politi-
schen Systeme der EU-Mitgliedsstaaten Auf-
trieb erhalten. Dabei waren die Eckpunkte der
Diskussion teils unzureichend definiert und
dadurch oft ebenso unklar wie heftig umstrit-
ten. Besonders im Fall der Analyse von Struk-
turen wurden immer wieder Konvergenz bzw.
Divergenz auf der Basis von Momentaufnah-
men postuliert. Im Fall der Berücksichtigung
von Prozessen wurden die Anfangs- und End-
punkte der jeweiligen Handlungsabläufe sowie

deren genaue Wirkungsmechanismen teilweise
im Dunkeln gelassen.

Eine Reihe neuerer Publikationen (v.a. die
Beiträge der Sammelbände von Héritier et al
2001, Risse et al 2001, Tömmel 2001) trachtet
diese Probleme durch genauere Definitionen
von Divergenz und Konvergenz2 , durch die Ein-
beziehung längerer Zeitperioden und durch die
Inbetrachtnahme der wechselseitigen Beeinflus-
sung der europäischen und der nationalen bzw.
subnationalen Ebenen (�top-down� vs. �bottom-
up� Perspektiven) zu überwinden. Obschon die-
se Vorgangsweise wegen ihrer Konzentration
auf eine bestimmte Form der europäischen In-
tegration nicht unumstritten blieb3 , brachte letz-
teres Element der jüngsten Debatte, die sich in
den drei genannten Sammelbänden widerspie-
gelt, auch eine umfassende politikwissen-
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schaftliche Auseinandersetzung mit der Frage
der Auswirkungen der EU-Integration auf die
politischen Prozesse der Mitgliedstaaten � eine
Diskussion, die in bisherigen Beiträgen eher
marginalisiert war.4

Das vorliegende Papier will einen Beitrag
zu diesen laufenden Diskussionen liefern. Dabei
sollen die Auswirkungen der EU-bedingten
Einigungsprozesse auf die Politikstile von drei
EU-Mitgliedstaaten überprüft werden. Das aus-
gewählte Politikfeld ist die Forschungs- und
Technologiepolitik (FTE-Politik), im Rahmen
derer sich die Auswirkungen der Europäisierung
gut darstellen lassen sollte, da seit der Entste-
hung der EU-Rahmenprogramme für For-
schung, technologische Entwicklung und De-
monstration (Rahmenprogramme, in der Folge
RPe) im Jahr 1984 dieses Instrument der euro-
päischen Forschungs- und Technologiepolitik
ständig an Bedeutung gewonnen hat. Dies ist
vor allem der Fall in bezug auf den finanziellen
Umfang der Rahmenprogramme, deren aktuel-
les, das RP6, sich bereits auf rund 17 Milliar-
den EURO für den Zeitraum von 2003�2006
beläuft. Hand in Hand mit der Vergrößerung der
Rahmenprogrammbudgets in absoluten Zahlen
wächst auch der Anteil der Rahmenprogramme
am EU-Gesamtbudget5 , sodass in diesem
Politikbereich die Auswirkungen der Europäi-
sierung von Politik und Politikentstehung deut-
lich sichtbar werden (Süß/Becher 1993; Gran-
de 1995; Peterson/Sharp 1998; Biegelbauer
1999; Grande 2000b; Edler 2001; Kuhlmann
2001; Pernicka et al. 2002).

Der politische Prozess, der zum Beschluss
eines Rahmenprogramms führt, ist, wie die
meisten Prozedere der EU-Politik, den komple-
xen Ausgangssituationen entsprechend kompli-
ziert und langwierig. Im Wesentlichen lässt sich
ein informeller Teil (bei RP5 in den Jahren
1995�1997) von einem formellen (die Jahre
1996�1998) unterscheiden. Im informellen Teil
des Politikprozesses initiiert die in diesem
Politikfeld auf EU-Ebene federführende
Generaldirektion XII (jetzt GD Forschung) der
europäischen Kommission einen Diskussions-
prozess, an dem sich die verschiedenen Kom-
missions-Dienststellen und beratenden Aus-
schüsse ebenso wie Firmen, Verbände und

Forschungseinrichtungen auf nationaler und
europäischer Ebene beteiligen.

Im politischen Prozess um ein neues RP ge-
winnen die Nationalstaaten ab dem Zeitpunkt
der ersten Präsentation des Kommissionsvor-
schlages gegenüber den anderen Akteuren an
Einfluss, da die von ihnen geäußerten Vorstel-
lungen bezüglich des neuen Rahmenprogramms
üblicherweise auf Basis vorakkordierter natio-
naler Positionen in die Verhandlungen in der
Ratsarbeitsgruppe Forschung und COREPER
einfließen. Das letzte Jahr des Verhandlungs-
prozesses ist von den Diskussionen zwischen
den drei europäischen Institutionen, Kommis-
sion, Rat und Parlament geprägt. Im Fall von
RP5 haben sich die Ratsarbeitsgruppe For-
schung ab Februar 1997 und die Parlaments-
ausschüsse ab April 1997 mit dem offiziellen
Kommissionsvorschlag beschäftigt.

In den letzten Monaten vor der Beschluss-
fassung des neuen RPs, nachdem Rat und Par-
lament jeweils zu eigenen Standpunkten gekom-
men sind und die Kommission darauf reagiert
hat, beginnt schließlich, im Fall der Unverein-
barkeit der Standpunkte (wie bei RP5 der Fall),
der Trilog. Dabei handelt es sich um die Ver-
handlungen von Vertretern des Rates, des Par-
laments und der Kommission nach dem Ver-
mittlungsverfahren, einem Teil des Mit-
entscheidungsverfahrens6  � dies geschah bei
RP5 ab September 1998. Im November 1998
erzielten die Verhandlungspartner im Trilog ei-
nen Kompromiss, der im Dezember von Parla-
ment und Rat bestätigt wurde. Das RP5 war von
1999�2002 aktiv und verfügte über ein Gesamt-
budget von knapp 15 Milliarden EURO.

Das gegenständliche Papier will sich vor
allem den Politikfindungsprozessen widmen, die
zu den nationalen Positionen dreier Länder am
Anfang der Aushandlungsprozesse um das RP5
standen. Dabei handelt es sich um Österreich,
die Niederlande und Schweden, die im Zeitraum
von 1995 bis 1997 nationale Positionen zum
RP5 festlegten, um diese 1997 und 1998 in die
Verhandlungen um das Programm auf europäi-
scher Ebene einfließen zu lassen.

Das zentrale Forschungsinteresse dieser Ar-
beit richtet sich demzufolge auf die Ähnlichkeit
oder Unterschiedlichkeit von Strukturen und Pro-
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zessen der EU-FTE Politiken von drei Ländern.
Erfasst � und später erklärt werden � sollen Ähn-
lichkeiten und Unterschiede in den Prozessen der
Findung einer nationalen Position zum RP5. In
diesen spiegelt sich die Fähigkeit des Staates
wider, in einem der europäischen Integration
besonders stark unterliegenden Politikfeld die
gesellschaftlichen Interessen zu erkennen,
mitunter auszugleichen und (in diesem Fall auf
die europäischen Ebene hin) zu vermitteln. Hierin
soll sich keineswegs der Steuerungsoptimismus
wiederfinden, der für die nationalen Forschungs-
und Technologiepolitiken der 1950er, 1960er und
1970er Jahre prägend war (Lütz 1993; Stucke
1993; Grande/Häusler 1994; Martinsen/Simonis
1995; Kuhlmann 1998; Biegelbauer 2000), son-
dern die seitens zentraler gesellschaftlicher Ak-
teure nach wie vor an den Nationalstaat gerich-
tete Anforderung ihre Interessen vis-á-vis der EU
zu vertreten.

Ein Blick auf Strukturen und Prozesse der
Interessenvermittlung der drei Staaten sollte sich
vor allem deshalb gut für einen Vergleich eig-
nen, weil diese eine Reihe von Gemeinsamkei-
ten besitzen, auf Grund derer durchaus ver-
gleichbare Vorgangsweisen und vielleicht sogar
Resultate in bezug auf die Aggregation der ge-
sellschaftlichen Interessen zum Ziel der Findung
einer nationalen Position erwartbar wären. Tat-
sächlich sind alle drei Länder kleine, offene, in
die EU integrierte Marktwirtschaften mit stark
neokorporatistischen Ausprägungen und einem
hochgradig ausdifferenzierten Forschungs- und
Technologiesystem.7  Trotzdem wird hier in der
Folge gezeigt werden, dass in den drei Ländern
die Aggregation nationaler Interessen durchaus
unterschiedlich verlaufen ist.

Dementsprechend lautet die zentrale For-
schungsfrage des vorliegenden Papiers noch-
mals und konkret formuliert: Wie können die
unterschiedlichen Formen der Organisation der
Interessenvermittlung im Prozess der Findung
einer nationalen Position zu RP5 erklärt wer-
den?

Dabei werden in erster Linie die drei fol-
genden Faktoren Berücksichtigung finden, die
auf Strukturen und historisch herausgebildete
Interaktionsmuster abstellen: Ein erster Faktor
zur Erklärung der unterschiedlichen Interessen-

vermittlungsstrategien der drei Länder ist das
historisch gewachsene institutionelle Setup der
nationalen Innovationssysteme (Freeman 1987;
Lundvall 1992; Nelson 1993; Lundvall/Borrás
1998; Kaiser/Prange 2001). Hierunter ist vor
allem die Ausdifferenzierung der Innovations-
systeme zu verstehen, also das Vorhandensein
und die Rolle von universitären und außer-
universitären Forschungsinstitutionen, Firmen,
intermediären Organisationen und der politi-
schen Superstrukturen in Verwaltung und Re-
gierung, die sich mit der Entwicklung, Einfüh-
rung und Bearbeitung von Innovationen in
Volkswirtschaften beschäftigen.

Ein zweiter zu berücksichtigender Faktor soll
die Form der Interessenvermittlung zwischen
Staat und Wirtschaft sein, die für ein politisches
System typisch ist. Im Fall der drei Vergleichs-
länder sollen hier die an der Politikentstehung
beteiligten Netzwerke von Akteuren auf die
Form der vorhandenen Politikarrangements hin
untersucht werden. Allerdings ist zwischen ei-
ner Charakterisierung des gesamten national-
staatlichen politischen Systems und dem hier
bedeutsameren Bereich der FTE-Politik zu un-
terscheiden. Generell sind die Formen der
Politikgestaltung und der Interessenvermittlung
in unterschiedlichen Politikbereichen unter-
schiedlich ausgeprägt � oftmals ähneln sich
Politikfelder einzelner Länder im Vergleich mehr
als die politischen Systeme der Länder selber
und so unterliegen etwa auch in �starken� neo-
korporatistischen Systemen nicht alle Politik-
felder gleichermaßen neokorporatistischen Ar-
rangements (Karlhofer/Tálos 1996; Müller/Falk-
ner 1998; Traxler et al. 2001; Tálos/Kittel 2001).

Schlussendlich soll hier noch angemerkt
werden, dass auch zwischen nationaler FTE-
Politik und EU-FTE-Politik unterschieden wer-
den muss, da die Bedeutung der Akteure in
beiden Fällen nicht einer gleichen Gewichtung
unterliegen muss. Dadurch kann hier auch die
FTE-Politik und die dort dominante Form der
Interessenvermittlung als eine der erklärenden
Faktoren zum besseren Verständnis von EU-
FTE-Politik herangezogen werden.

Der dritte Faktor, der systematische Be-
rücksichtigung finden wird, ist der Zeitpunkt des
EU-Beitrittes der drei Länder, von denen die
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Niederlande Gründungsmitglied sind, die beiden
anderen Länder aber erst in der Erweiterungs-
runde der 1990er Jahre zur EU gestoßen sind.

Folgende Hypothesen können in Bezug auf
die zentrale Forschungsfrage formuliert werden.
Erstens ist erwartbar, daß die Rolle, Dauer der
Existenz und Bedeutung der jeweiligen Akteu-
re der nationalen Innovationssysteme einen ge-
wichtigen Einfluss auf ihre Rolle im Meinungs-
findungsprozess zu RP5 haben. Je gewichtiger
ein Akteur in der nationalen FTE-Politik ist, des-
to gewichtiger wird er oder sie im untersuchten
politischen Prozess sein. Zweitens ist zu erwar-
ten, daß die Ausprägung der Beziehungen zwi-
schen Staat und Wirtschaft ein Vorbild für die
Muster in der EU-FTE-Politik sein wird. Wer-
den also etwa ArbeitgeberInnen und Arbeit-
nehmerInnenvertretungen regelmäßig in die
Beschlussfassung auf nationaler Ebene mitein-
bezogen, ist das auch im Fall der EU-FTE Poli-
tik wahrscheinlicher. Drittens kann von der Dau-
er der EU-Mitgliedschaft erwartet werden, daß
sie die Ausdifferenzierung und Verfestigung der
EU-FTE politischen Strukturen beeinflusst. Je
länger also ein Land EU-Mitglied ist, desto ei-
genständiger sollte sein EU-FTE politisches
System sein und desto weniger sollten sich die
Meinungsfindungsprozesse zwischen RP5 und
RP6 ändern.

Der Rest des Papiers ist wie folgt gestaltet:
zuerst werden die Niederlande, Österreich und
Schweden im Hinblick auf die eben beschrie-
benen drei Faktoren charakterisiert und vergli-
chen. Der nächste Teil des Beitrages widmet sich
einer Überprüfung des Erklärungsgehaltes der
drei eingangs beschriebenen Faktoren und
schließlich sollen die Ergebnisse der Untersu-
chungen in den Zusammenhang der eingangs
gestellten Frage nach den Auswirkungen der
Europäisierung im Sinne der EU-Integration auf
das politische System der drei untersuchten Staa-
ten gestellt werden.

Vergleich der drei Länder in Bezug auf
(EU)-FTE-Politik

Die Niederlande, Österreich und Schweden
unterscheiden sich im Hinblick auf die Organi-

sation ihrer EU-Forschungs- und technologi-
schen Entwicklungspolitik (EU-FTE-Politik) in
verschiedenster Hinsicht. Das ist insofern von
Bedeutung, als, wie eingangs erwähnt, die poli-
tischen und ökonomischen Rahmen-
bedingungen der drei Länder eine Reihe von
Gemeinsamkeiten aufweisen. Ein Beispiel ist die
EU-Mitgliedschaft der Länder, wobei Schwe-
den und Österreich bereits lange vor ihrer Mit-
gliedschaft mit der EG/EU eng verflochten wa-
ren. Das wiederum hängt unter anderem mit ih-
rer Größe, alle drei sind kleine europäische Län-
der mit unter 15 Millionen Einwohnern, und
ihrer wirtschaftlichen Außenorientierung zu-
sammen � im OECD-Vergleich haben alle drei
Staaten einen überdurchschnittlich hohen
Exportanteil. Auch sind die Bruttoinlands-
produkt/Kopf Werte für die Niederlande, Ös-
terreich und Schweden ähnlich hoch, nämlich
im oberen Drittel der EU- und OECD-Länder.
Schließlich sind die Beziehungen zwischen
Staat und Wirtschaft in allen drei Ländern in
dem Sinne vergleichbar, als sie als Vertreter
neokorporatistischer System gelten.

In diesem Abschnitt sollen die Niederlande,
Österreich und Schweden einer vergleichenden
Analyse unterzogen werden, in der zuerst eini-
ge besonders relevant erscheinende Themen-
bereiche aus der Struktur der nationalen
Innovationssysteme untersucht werden, dann
einige Dimensionen des Verhältnisses von Staat
und Wirtschaft. Schlussendlich soll die Organi-
sation der EU-FTE-Politik der drei Länder in
Bezug auf die Politikfindung zu RP5 einer ver-
gleichenden Analyse zugeführt werden, unter
besonderer Berücksichtigung der Interessen-
vermittlungsmuster im Rahmen der vorfind-
baren Politiknetzwerke.

Nationale Innovationssysteme

Ein Vergleich der drei nationalen Inno-
vationssysteme ergibt bei allen Gemeinsamkei-
ten auch eine Reihe von wesentlichen Unter-
schieden zwischen den Niederlanden, Österreich
und Schweden. Während in Schweden eine
Reihe von national basierten multinationalen
Konzernen das Innovationssystem dominieren,
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sind diese in den Niederlanden einerseits weni-
ger klar national basiert, andererseits gibt es im
Land eine kleinere Anzahl multinationaler Kon-
zerne. In Österreich fehlen diese komplett, dem-
entsprechend kommt auch ein großer Teil der
industriellen FTE-Leistung von ausländischen
Konzernen, von denen aber erwartet werden
kann, daß sie weniger in FTE investieren, als
sie das im Normalfall im Land ihrer nationalen
Basis tun.8

Auf Ebene der Forschungseinrichtungen
besitzen die Niederlande das im Hinblick auf
die Anzahl der institutionellen Lösungen aus-
differenzierteste Innovationssystem, mit einer
gleichmäßigen Verteilung universitärer und
außeruniversitärer Institutionen. In Schweden
spielen die Universitäten eine stärkere Rolle, in
Österreich dominieren die Universitäten  klar
im nationalen Innovationssystem, das überdies
auch am insgesamt schwächsten ausdifferenziert
ist. Dies gilt auch für die intermediären Institu-
tionen, die in den Niederlanden und Schweden
sehr vielfältig und wichtig sind, während sie in
Österreich in Anzahl und Funktionsbreite we-
niger bedeutsam erscheinen. Allerdings wurden
hier im Lauf der 1990er Jahre einige Institutio-
nen gegründet, die Rollen übernahmen, welche
vorher die verschiedenen Bundesministerien
inne hatten � etwa im Bereich der Technologie-
beratung und -förderung oder der internationa-
len wissenschaftlichen und technologischen
Kooperationen.

In bezug auf die Finanzierung des Inno-
vationssystems lässt sich feststellen, dass in
Schweden pro Kopf als auch in Relation zum
Bruttoinlandsprodukt die meisten Gelder für die
Forschung bereitgestellt sind � in Bezug auf den
gesamten Querschnitt der FTE-Ausgaben, aber
auch auf die einzelnen Kategorien � wodurch
der Druck auf internationale Quellen auszuwei-
chen für schwedische Forschungseinrichtungen
relativ gering ist. In den Niederlanden ist die
Situation prinzipiell ähnlich, wenn auch auf ei-
nem niedrigeren Niveau. In Österreich sind die
Forschungsmittel am knappsten, wobei
allerdings die Situation der außeruniversitären
Forschungsinstitutionen, namentlich der kleinen
und mittleren, noch schlechter als die der Uni-
versitäten ist (European Commission 2000;

Campbell 2001). Letztere standen bis vor kur-
zem in Abwesenheit von Evaluationen unter
einem großen Druck bezüglich der Lehre, aber
unter einem relativ geringen Druck Drittmittel
einzuwerben. Dies erklärt auch den über-
proportionalen Anteil von kleinen und mittle-
ren außeruniversitären Forschungsinstituten an
den RP-Projektbeteiligungen in Österreich
(PROVISO 2001).

Beziehungen von Staat und Wirtschaft

Im Hinblick auf die allgemeine Organisati-
on der Beziehungen zwischen Staat und Wirt-
schaft lassen sich folgende Beobachtungen
durchführen. Prinzipiell sind alle drei Länder
durch neokorporatistische Politikarrangements
geprägt, wobei sich allerdings auch hier im
Detail � und auch in Abhängigkeit von be-
trachteten Sektoren � eine Reihe von Unter-
schieden offenbaren. Das neokorporatistische
System in Schweden unterlag in den frühen
1990er Jahren einem drastischen Einschnitt, als
seitens der wichtigsten ArbeitgeberInnen-
vertretung (Svenska Arbetsgivareföreningen,
SAF) die zentralen Tarifverhandlungen, die auf
Grund ihrer gesamtgesellschaftliche Bedeutung
als Herzstück neokorporatistischer Politik-
muster angesehen werden können, beendet wur-
den. Dieses scheinbar zusammengebrochene
neokorporatistische Verhandlungssystem lebte
allerdings in einer nun flexibleren Form Mitte
der 1990er Jahre auf Ebene sektoraler Verhand-
lungen wieder auf und hat sich seither stabili-
siert. So ist auch in Schweden der Organisations-
grad seitens der ArbeitnehmerInnen- und
ArbeitgeberInnenvertretungen im wesentlichen
auf einem hohen Niveau stabil (Schmitter/Grote
1997; Karlhofer/Sickinger 1999; Benner/Vad
2000; SAF 2000).

In den Niederlanden war die Krise des
neokorporatistischen Modells bereits in den
1980er Jahren überwunden worden. Auch dort
kam es zu einer Dezentralisierung und
Flexibilisierung der Tarifverhandlungen und zu
einem teilweisen Rückzug der neokorporatis-
tischen Verhandlungsmuster, wobei in den Nie-
derlanden der Staat der Auslöser der Neuorien-
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tierung der Arrangements war  (Schmitter/Grote
1997; Karlhofer/Sickinger 1999; Hemerijck/
Unger/Visser 2000; Reuter 2000).

In Österreich war die Wandlung des neo-
korporatistischen Modells der Sozialpartner-
schaft nicht mit einem einschneidenden Er-
eignis verbunden9  und passierte eher schlei-
chend. Mit der Übernahme der Kanzlerschaft
durch den ehemaligen Bankdirektor Franz
Vranitzky Mitte der 1980er Jahre und der end-
gültigen Aufgabe der austrokeynesianistischen
Wirtschaftspolitik kam es zu einem tendenzi-
ellen Bedeutungsverlust der Sozialpartner-
schaft, der sich nicht in allen Bereichen gleich
auswirkte und auch erst über einen längeren
Zeitraum hinweg spürbar wurde (Karlhofer/
Tálos 1996; Karlhofer/Tálos 1999; Kittel 2000;
Hemerijck et al. 2000; Tálos/Kittel 1999 und
2001; Mayer 2003).

Strukturen der EU-FTE-Politik

Wie im folgenden gezeigt werden soll, blieb
auch die Organisation der FTE-Politik der drei
Länder von den zuvor angeführten Veränderun-
gen nicht unberührt. Im Bereich EU-FTE Poli-
tik sind, wie weiter hinten ausgeführt werden
wird, die beobachtbaren Veränderungen aller-
dings nicht im direkten Einklang mit den Politik-

stilen in anderen Politikfeldern verlaufen. In der
folgenden Abbildung sollen in einem ersten
Blick auf die Strukturen der EU-FTE Politik die
Gemeinsamkeiten und Unterschiedlichkeiten in
Bezug auf eine Reihe von Eckdaten zusammen-
gefasst werden.

Ein erster Unterschied erschließt sich dem
Betrachter bereits aus der Tatsache, dass die fe-
derführenden Ministerien in zwei Fällen (Ös-
terreich, Schweden) die Wissenschafts- bzw.
Bildungsministerien sind, in einem Fall (Nie-
derlande) das Wirtschaftsministerium � wenn
auch unter starker Beteiligung des dortigen
Bildungsministeriums. Die Wichtigkeit anderer
ministerieller Akteure schwankt in den drei Län-
dern: In Österreich verfügt das BKA über die
Agenden für Euratom und das BMwA hat in
einigen Fällen sein Interesse an einigen Themen-
schwerpunkten erkennen lassen.10  In Schweden
ist das Wirtschaftsministerium ein im Hinblick
auf seine Funktionen und Ressourcen an sich
wichtiger Akteur, konnte sich aber im Lauf der
Vorbereitung des RP5 nach einhelligen Anga-
ben aller InterviewpartnerInnen nur unter
Schwierigkeiten in den Meinungsfindungs-
prozess einbringen. In den Niederlanden hat das
Wirtschaftsministerium die umfangreichsten
formellen Kompetenzen und auch das tatsäch-
liche Management der FTE- und der EU-FTE-
Politik über, wird allerdings vom inhaltlich sehr

Abb. 1. Vergleich Strukturen der EU-FTE Politik in Österreich, Schweden, Niederlande (1995–1998)

Österreich Schweden Niederlande

Federführendes Ministerium Wissenschaftsministerium Bildungsministerium Wirtschaftsministerium
EU-FTE-Politik (BMWV) (MinEZ)

Andere wichtige Ministerien Wirtschaftsministerium Wirtschaftsministerium Bildungsministerium
(BMwA), (MinOCW)
Bundeskanzleramt (BKA)

Institutionalisierte politische Programm Management Rat Kooperation FTE- Interdepartementale
Koordination EU-FTE � Club (PMC) Politik Werkgroep
nationale Ebene Kaderprogramma (IWK)

Direkt EU-FTE zugeordnete Büro für Internationale EU FoU Radet EG Liaison (Teil von
außerministerielle Institution Forschungs- und Techno- (eigenständig, relativ MinEZ-zugehöriger

logiekooperationen (BIT, breites  Portfolio an Technologie-Agentur
eigenständig, vergleichs- Funktionen, klein) Senter, groß)
weise stark service-
orientiert, groß)
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aktiven Bildungsministerium unterstützt. Zu-
sätzlich spielen in allen Ländern die Land-
wirtschaftsministerien, traditionell mit eigenen
Forschungseinrichtungen versehen, eine einge-
schränkte Rolle in der EU-FTE politischen Mei-
nungsbildung. Generell ist die Länderebene in
den drei Vergleichsländern im Bereich nationa-
ler, wie auch EU-FTE-Politik, faktisch unbedeu-
tend.

Die Organisation der nationalen EU-FTE
politischen Koordination ist auf den ersten Blick
sehr ähnlich � in allen Fällen handelt es sich um
vorwiegend interministerielle Organe mit exter-
nen ExpertenInnen � doch offenbaren sich bei
genauerem Hinsehen eine Reihe von Unter-
schieden. So war der österreichische Programm
Management Club (PMC) einerseits aus der
vorwiegend sozialpartnerschaftlich und minis-
teriell besetzten Gruppe zur Vorbereitung des
EU-Beitrittes Österreichs im Politikbereich
Innovationspolitik entstanden. Dementspre-
chend sind auch von Beginn an die Sozialpart-
ner in diesem Gremium stark vertreten gewe-
sen, was im Lauf der Vorbereitung von RP5 vor
allem dem Austausch von Information bezüg-
lich EU-FTE-Politik diente.11

In Schweden war der Rat �Kooperation
FTE-Politik� im Gefolge des schwedischen EU-
Beitrittes vorerst unter dem Namen �Koopera-
tion internationale FTE-Politik� auf die Planung
der EU-FTE-Politik ausgerichtet. Da die zustän-
dige Abteilung auch allgemeine FTE politische
Agenden innehat, wurde später der Rat, auch
auf Grund der größtenteils identischen Zusam-
mensetzung der beiden Gremien, mit dem Rat
�Kooperation nationale FTE-Politik� zusam-
mengelegt. Er dient eigentlich der Koordinati-
on der FTE-Politik zwischen den Ressorts. Es
werden allerdings auch einzelne ExpertInnen
aus anderen Institutionen beigezogen. In Bezug
auf die Verbände handelt es sich dabei vor al-
lem um den im Politikfeld aktiven SI.12  Das
Gremium hatte im Rahmen der nationalen
Politikfindung zu RP5 allerdings nur einen be-
schränkten Wirkungsradius, vor allem wegen
der Person des damaligen Ministers Carl Tham.
Dieser verwirklichte größtenteils seine eigenen
Vorstellungen zu EU-FTE-Politik und drängte
alle politischen Akteure, inkludierend den Rat

�Kooperation FTE-Politik�, damit an den Rand
des nationalen politischen Prozesses. Der Rat
ist verhältnismäßig klein und umfasst rund 30
Mitglieder, bei Sitzungen sind rund 20 Perso-
nen anwesend.

Die niederländische Arbeitsgruppe IWK
(Interdepartementale Werkgroep Kaderpro-
gramma) ist von einer dem schwedischen Rat
�Kooperation FTE-Politik� vergleichbaren Grö-
ße. Sie inkludiert die 30 wichtigsten Ent-
scheidungsträger der einzelnen Ministerien und
ExpertInnen, die meist mit den Programm-
delegierten identisch sind. Sozialpartner oder
InteressenvertreterInnen aus der Wirtschaft fin-
den sich im IWK nicht; allerdings sind diese
auf niedrigerer Ebene, nämlich in den Fach-
kommissionen der Programmdelegierten, ein-
gebunden. Der IWK hat im Vergleich die größ-
te Anzahl an Funktionen und dient nicht nur der
Information und der Koordination wie die
beiden vergleichbaren Institutionen in Öster-
reich und Schweden, sondern auch der, meist
konsensualen, Entscheidungsfindung.

Auch in anderer Hinsicht unterscheiden sich
die Strukturen der EU-FTE-Politik teils sehr
deutlich. Die direkt der nationalen EU-FTE-
Politik zugeordneten außerministeriellen Insti-
tutionen sind in unterschiedlichem Maße eigen-
ständig, wobei der schwedische EU FoU Radet
und das österreichische BIT (Büro für Interna-
tionale Forschungs- und Technologieko-
operation) deutlich eigenständiger operieren als
die niederländische EG Liaison (EGL), die über
die vorwiegend im Technologiebereich arbei-
tende Agentur Senter dem Wirtschafts-
ministerium zugehörig ist. Die schwedische
Organisation ist mit 13 Mitarbeitern die deut-
lich kleinste, die aber gleichzeitig das größte
Portfolio an Funktionen in Bezug auf EU-FTE-
Politik spezifische Entscheidungsfindung aus-
füllt. Neben den auch für BIT und EGL übli-
chen Monitoring-, Analyse- und Beratungs-
tätigkeiten werden vom FoU Radet etwa auch
die Einholung, Aggregation und Analyse der
Meinungen der nationalen Interessengruppen im
Hinblick auf die Bildung einer nationalen Posi-
tion zu den Rahmenprogrammen durchgeführt.

Interessant ist schließlich auch, dass die EU-
FTE-Politik-spezifischen Koordinationsleis-
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tungen auf nationaler Ebene von den zuständi-
gen ministeriellen Abteilungen in verschiede-
ner Intensität durchgeführt werden. Während die
Koordination in den Niederlanden mit dem In-
strument des IWK seitens des Wirtschafts-
ministeriums, aber auch geprägt durch die star-
ke Eigenleistung des Bildungsministeriums,
besonders intensiv ausfällt, ist diese in Öster-
reich und Schweden jeweils vergleichsweise
weniger stark ausgeprägt. Tatsächlich geht aus
den Informationen über die nationalen Ent-
scheidungsfindungsprozesse zu RP5 hervor,
dass einerseits die am Prozess der Meinungs-
findung zu RP5 auf nationaler Ebene eingebun-
denen Interessengruppen in den Niederlanden
stärker koordiniert, bzw. die Meinungsfindungs-
prozesse stärker vorstrukturiert wurden. An-
dererseits wurden nach Selbsteinschätzung der
InterviewpartnerInnen auch die einzelnen Ebe-
nen der nationalen Interessenvertretung in den
europäischen Institutionen stärker koordiniert.

Hier lässt sich eine Korrelation mit der An-
zahl der zur Diskussion eingeladenen In-
teressenvertreterInnen erkennen: Diese war in
den Niederlanden relativ niedrig und in Öster-
reich und Schweden ungleich höher. Da mit stei-
gender Anzahl der zu vertretenden Interessen

der Koordinationsaufwand rasch steigt, hätte er
in Österreich und Schweden also besonders
umfangreich sein müssen � was nicht der Fall
war. Wie in so einem Fall zu vermuten gewesen
wäre, war gerade in Österreich der Prozess der
Findung einer nationalen Position relativ
schwierig.13

Prozesse der EU-FTE Politik: Einbindung
gesellschaftlicher Interessen

Ein weiterer wesentlicher Punkt des Verglei-
ches der drei Länder in Bezug auf die
Entscheidungsfindung zu EU-FTE politischen
Agenden sind die Verhandlungs- oder Inter-
essenvermittlungsstrukturen. Die diesbezügli-
chen Determinanten sind die Stärke des Staa-
tes, im Fall der EU-FTE Politik vor allem die
drei federführenden Ministerien, sowie Form
und Intensität der Einbindung von Interessen-
gruppen. Einige diesbezügliche Faktoren wer-
den in der nächsten Abbildung verglichen.

Die Einbindung gesellschaftlicher Interes-
sen in die Entscheidungsfindung in den drei
Ländern war wiederum in verschiedener Hin-
sicht unterschiedlich. Unbestritten waren die

Abb. 2. Vergleich Einbindung Interessengruppen bei der Entstehung der nationalen Position zu RP5:
Österreich, Schweden, Niederlande (1995–1998)

Österreich Schweden Niederlande

Institutionalisierte Kontakte Fachkommissionen, divers FoU Radet, informelle Fachkommissionen
Interessengruppen- in Funktion und Aufbau Netzwerke (Klankboard Groups)
Programmdelegierte

Koordination der Einbindung EU-Koordinations- FoU Radet IWK, teils via Exten-
von Interessengruppen in die abteilung BMWV/K sionen wie den
Entstehung der nationalen Klankboard Groups
Position zu RP5

Einbindung Firmen Wenige direkt und regel- Multinationale Konzerne Nur auf Ebene der
mäßig, einige wieder- teilweise direkt, andere Fachkommissionen
kehrend, weitere in indirekt
Fachkommissionen

Einbindung Verbände ArbeitgeberInnen ArbeitgeberInnen ArbeitgeberInnen
(bevorzugt: via Workshops, teilweise auf Ebene der
PMC, Direktkontakte) und Fachkommissionen
ArbeitnehmerInnen

Einbindung Auf mehreren Ebenen Auf mehreren Ebenen Nur auf Ebene der Fach-
Forschungseinrichtungen kommissionen
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zentralen Akteure der Verhandlungen um RP5
im nationalen Kontext, wie auch auf der hier
weniger relevanten EU Ebene, die federführen-
den Ministerien. Die tatsächliche Trans-
formationsleistung der gesellschaftlichen Inte-
ressen wurde aber von verschiedenen Akteuren
geleistet.

Die institutionalisierten Kontakte liefen in
Österreich neben den großen Workshops des
BMWV vor allem über die Fachkommissionen,
die allerdings, abhängig vom jeweiligen Pro-
grammbereich, sehr unterschiedlich in Größe,
Zusammensetzung und Funktion waren. Die
Fachkommissionen hatten in den Niederlanden
eine relativ größere Bedeutung, wobei auch dort
eine gewisse Bandbreite in Bezug auf Größe und
Zusammensetzung feststellbar war. In Schwe-
den wurde die Aggregierung gesellschaftlicher
Interessen neben einer Reihe von nationalen und
regionalen Veranstaltungen vor allem durch die
formellen Aussendungen und informellen Netz-
werke des FoU Radet und auch der Schwedi-
schen Technologieagentur NUTEK geleistet.

Die Gesamt-Koordination der Einbindung
der nationalen Interessen geschah in Österreich
über die EU-Koordinationsabteilung des
Wissenschaftsministeriums. In den Niederlan-
den wurde die Transformation und Koordinati-
on der Interessen vor allem über den IWK, un-
ter Anleitung von Wirtschafts- und auch
Bildungsministerium, geleitet. In Schweden lag
der bedeutendste Teil der Transformations-
leistung bei den vorgelagerten Institutionen, vor
allem beim FoU Radet, aber auch bei NUTEK,
wenn auch unter Kontrolle der zuständigen
Abteilung des Bildungsministeriums.

Bei der Einbeziehung der gesellschaftlichen
Interessen waren die Bemühungen der mit die-
ser Arbeit betrauten Institutionen unterschied-
lich intensiv. In Österreich war der Prozess sehr
umfassend und von der Bemühung getragen, die
Interessen möglichst breiter Gruppen aus Wirt-
schaft und Wissenschaft einzubeziehen. Auch
wurde der Versuch unternommen die Meinung
all dieser beteiligten Organisationen möglichst
umfassend und gleichzeitig ungefiltert in die
nationale Stellungnahme einzubringen. In
Schweden war der Prozess ähnlich breit ange-
legt. Wie bereits erwähnt, war in den Nieder-

landen eine wesentlich kleinere Anzahl an In-
teressengruppen bei der Entscheidungsfindung
inkludiert und der Prozess war insgesamt we-
sentlich stärker (durch das MinEZ) moderiert
als in den anderen beiden Ländern.

Bezogen auf die verschiedenen gesellschaft-
lichen Interessen wurden in Österreich einige
wenige große Firmen, vor allem Siemens Ös-
terreich und Böhler-Uddeholm, direkt, auf ver-
schiedenen Ebenen und vor allem kontinuier-
lich in die Politikfindungsprozesse eingebunden.
Beide Firmen hatten je einen Experten aus dem
Bereich des mittleren Managements für diese
und vergleichbare Tätigkeiten abgestellt. Eine
begrenzte Anzahl von Firmen hatte die Mög-
lichkeit sich in den Fachkommissionen einzu-
bringen, während ein größerer Kreis von
VertreterInnen der Wirtschaft die Gelegenheit
erhielt sich mittels schriftlicher Stellungnahmen
und in den großen Workshops des Wissen-
schaftsministeriums zum RP5 zu äußern. In
Schweden wurden einige multinationale Kon-
zerne direkt eingebunden, allerdings in einem
weniger kontinuierlichen Prozess. Eine größe-
re Anzahl von Firmen wurde im Rahmen der
schriftlichen Aussendungen um ihre Stellung-
nahme gefragt. In den Niederlanden hatten die
Firmen nur auf Ebene der Fachkommissionen
die Gelegenheit sich in den Diskussionsprozess
einzuschalten. Dies war eine verhältnismäßig
niederwertigere Möglichkeit als in den beiden
anderen Ländern � und vor allem scheinbar die
einzige Zugangsmöglichkeit auf nationaler Ebe-
ne zum RP5 Stellung zu nehmen.

Die Forschungseinrichtungen hatten in Ös-
terreich und Schweden auf Ebene der schriftli-
chen Aussendungen, in den nationalen Work-
shops und in Österreich auch in den Fach-
kommissionen die Möglichkeit Stellungnahmen
abzugeben. In den Niederlanden erhielten nur
einige von ihnen auf Ebene der Fachkom-
missionen Zugang zum Politikfindungsprozess
um RP5.

Weitaus differenzierter war die Situation für
die Verbände. In Österreich hatten die Arbeit-
geberInnen- und ArbeitnehmerInnenverbände
gleichermaßen die Möglichkeit der Interessens-
äußerung erhalten. Dabei wurden die Arbeit-
geberInnenverbände im Vergleich zu allen an-
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deren Interessenvertretungen, auch den Arbeit-
nehmerInnenverbänden, bevorzugt behandelt:
sie wurden im Wesentlichen zu allen Kontakt-
möglichkeiten eingeladen, zu den nationalen
Workshops, zu den PMCs (die an sich in erster
Linie der interministeriellen Koordination die-
nen sollten), zu Direktkontakten auf hoher
BeamtInnenebene und auch zu schriftlichen
Stellungnahmen. In Schweden wurden nur die
ArbeitgeberInnen eingeladen, Stellungnahmen
abzugeben (was von der SI wahrgenommen
wurde) und sich in verschiedener Form am
Politikfindungsprozess zu beteiligen � auch im
Rahmen des Rates �Kooperation FTE Politik�.
In den Niederlanden wurden VertreterInnen der
ArbeitgeberInnenverbände ausschließlich in
Fachkommissionen einbezogen, also mit
FirmenvertreterInnen und VertreterInnen von
Forschungsinstitutionen gleichgesetzt.

In Österreich gaben einige Interviewpart-
nerInnen aus dem Bereich der Verbände an, dass
sie einen exklusiveren Zugang zum in der EU-
FTE-Politik federführenden Ministerium erwar-
tet hätten, ein Gesprächspartner meinte hinge-
gen, dass er im wesentlichen mit dem Prozess
der Meinungsfindung einverstanden gewesen
wäre. Alle InterviewpartnerInnen waren hinge-
gen mit dem Output des politischen Prozesses
unzufrieden, in dem sie die Positionen ihrer
Organisationen zu wenig reflektiert fanden.14

Umgekehrt ist es im internationalen Ver-
gleich schwer nachzuweisen wie wichtig es den
einzelnen Verbänden selber war, eingebunden
zu werden, vor allem da diese Institutionen teils
sehr ungleichgewichtig auf europäischem Ni-
veau vertreten sind und daher in unterschiedli-
chem Ausmaß die Möglichkeit der Direkt-
vertretung wahrnehmen konnten. Im Wesentli-
chen trifft das auch für die VertreterInnen von
Einzelfirmeninteressen zu.

Vor diesem Hintergrund soll hier also noch
kurz auf die Dichte der direkten Beziehungen
nationaler Interessengruppen � vor allem von
Verbänden und Firmen, das selbe gilt aber im
Wesentlichen auch für Forschungsinstitutionen
� zur Europäischen Kommission und zum Eu-
ropäischen Parlament eingegangen werden. Die
nationalen Gewerkschaften und auch deren Ver-
tretung auf europäischer Ebene spielen im Be-

reich EU-FTE-Politik in Brüssel keine Rolle und
werden darum hier auch nicht weiter behandelt.

Generell lassen sich die drei Länder in Be-
zug auf die direkte Vertretung gesellschaftlicher
Interessen in Brüssel klar in zwei Gruppen ein-
teilen. Dabei sind die Beziehungen österreichi-
scher InteressenvertreterInnen, gleich ob Reprä-
sentanten von Firmen, von Sozialpartnern oder
von anderen gesellschaftlicher Interessen, rela-
tiv zu den anderen beiden Ländern noch deut-
lich weniger entwickelt. Dies gilt vor allem für
die Zeit der Entstehung von RP5, denn in jüngs-
ter Zeit lässt sich bei einzelnen Akteuren wie
der Industriellenvereinigung (IV) und verein-
zelten professionellen InteressenvertreterInnen
österreichischer Firmen eine Tendenz zur Pro-
fessionalisierung ausmachen.

Die bessere Etablierung schwedischer und
niederländischer Interessenvertretungen in
Brüssel ist dabei einerseits auf die Wirtschafts-
struktur der beiden Länder zurückzuführen, die,
wie bereits erwähnt, über eine größere Anzahl
international agierender Großfirmen, teils auch
multinationaler Konzerne, verfügen. Damit lässt
sich auch eine gewisse zeitliche Verzögerung
erklären: die schwedischen SAF und SI, die
Gegenstücke zur österreichischen Wirtschafts-
kammer und IV, haben ihre Vertretung in Brüssel
bereits 1974 eröffnet (in etwa zeitgleich mit ei-
nigen schwedischen Firmen), also lange vor dem
schwedischen EU-Beitritt, während die IV als
erster österreichischer Akteur 15 Jahre später,
also 1989, eine Vertretung in Brüssel eröffnete.

Andererseits hat dies aber auch mit der Dich-
te der Beziehungen der österreichischen
Sozialpartnerschaft auf nationaler Ebene zu tun,
die auch im Zuge der Vorbereitung auf die EU-
Mitgliedschaft bei österreichischen Interessen-
vertretungen die Erwartung weckte, dass diese
wie bisher bei den Vorbereitungen gesetzlicher
Änderungen, auf EU- wie auch auf nationaler
Ebene, mit einbezogen werden würden15 . Dies
war eine Hoffnung, die sich in einer Reihe von
Fällen, wie etwa der direkten Teilnahme an
RAG-Sitzungen, mit den Regeln der EU nicht
vereinbaren ließen, ergo seitens der staatlichen
Instanzen nicht erfüllbar waren (siehe etwa Falk-
ner 2000; Müller 1999) oder die Sozialpartner
einfach überforderten � ein Beispiel wäre hier
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die Langsamkeit, mit der die Sozialpartner auf
Diskussionen im Europäischen Parlament und
der Kommission reagieren. Hier erweist sich der
Umstieg vom nationalen System des Kor-
poratismus auf das ungleich komplexere euro-
päische Mehrebenen-System, das in einer Rei-
he von Fällen Interessenvertretern eine Hand-
lungslogik, welche der des angelsächsischen
Pluralismus ähnelt, aufzwingt (oder ermöglicht)
als für die Sozialpartner sehr schwierig.16

Überprüfung der drei Erklärungsfaktoren

Als nächstes soll eine Überprüfung der ein-
gangs formulierten Faktoren, die zu einer Er-
klärung der Unterschiede der drei Politik-
findungsprozesse beitragen könnten, vorgenom-
men werden. Der erste Faktor stellte auf struk-
turelle Bedingungen ab: das historisch gewach-
sene institutionelle Setup des nationalen
Innovationssystems. Tatsächlich scheint die
Rolle und Bedeutung der einzelnen diesbezüg-
lichen Institutionen im Innovationssystem eine
nicht unerwartete Erklärungskraft in Bezug auf
das Forschungsinteresse zu haben. Die eingangs
formulierte Hypothese zu den strukturellen Fak-
toren war, daß das Gewicht eines Akteurs im
nationalen Innovationssystem seine Bedeutung
im EU-FTE politischen System wesentlich mit-
bestimmen würde. Diese Hypothese muss
allerdings qualifiziert werden, da sie ansonsten
die Fragen der Zugangsmöglichkeiten der Ak-
teure und ihr Eigeninteresse nicht berücksich-
tigt.

Unabhängig von seinem Einflußpotential
wird ein Akteur zur Vertretung seiner oder ih-
rer Interessen im Normalfall diejenige Arena
auswählen, in der er sich am besten durchset-
zen kann. Ein Beispiel dafür sind die schwedi-
schen Multinationalen Konzerne, die sich
üblicherweise in der nationalen FTE-Politik gut
Gehör verschaffen können. Im Falle des
Meinungsbildungsprozesses zu RP5 wechselten
sie allerdings von der nationalen auf die supra-
nationale Ebene, da der eigenwillige Wissen-
schaftsminister Tham die Industrieinteressen nur
eingeschränkt berücksichtigte. Ähnlich gingen
holländische FirmenvertreterInnen vor � nur daß

diese den weitgehend fehlenden Zugang zum
Meinungsfindungsprozess bereits von vorn-
herein erwartet und von Anfang an den direk-
ten Weg der Interessenvertretung in Brüssel
gesucht hatten.

Das Handeln einer anderen wesentlichen
Akteursgruppe, der Forschungseinrichtungen,
lässt sich hingegen weniger durch deren Ge-
wicht im jeweiligen nationalen Innovations-
system, sondern eher durch den Grad ihres stra-
tegischen Interesses an der Teilnahme an den
RPs erklären. Sie scheinen nach einem bestimm-
ten Muster an die Rahmenprogramme heranzu-
treten: je weniger nationale Mittel vorhanden
sind, desto stärker die Bereitschaft zur Beteili-
gung an den Rahmenprogrammen und umso
größer die Bereitschaft sich auch an damit ver-
bundenen politischen Willensbildungsprozessen
zu beteiligen. Im Fall Schwedens wurde so sei-
tens VertreterInnen der Ministerien das als aus-
baufähig qualifizierte Interesse der Universitä-
ten an den Rahmenprogrammen erklärt, in Ös-
terreich lassen Beteiligungsdaten an den
Rahmenprogrammen ebenso wie am Politikfin-
dungsprozess zu RP5 eine ähnliche Erklärung
wahrscheinlich erscheinen.

Ein Teil der den Ministerien vorgelagerten
intermediären Organisationen, vor allem solche
mit internationaler Ausrichtung, konnte hinge-
gen in allen drei Ländern, vor allem aber in den
Niederlanden, eine im Vergleich zu ihrer Größe
und Mittelausstattung große Rolle spielen. Eine
Erklärung dafür dürfte generell im Wissen lie-
gen, das in diesen Institutionen angesammelt
wurde, die ja auch Funktionen der Ministerien
im Politikbereich übernommen haben. Ver-
schiedentlich wuchs im Lauf der Interviews
auch der Eindruck, dass die VertreterInnen der
den EU-FTE politischen Prozess koordinieren-
den Ministerien auf die vorgelagerten Instituti-
onen in Bezug auf Informationseinholung und
-verarbeitung im Politikfeld einfach angewie-
sen waren, sodass die intermediären Institutio-
nen zwangsläufig eine starke Rolle spielen
konnten und auch mussten.

Der zweite wesentliche eingangs angebote-
ne Erklärungsfaktor stellte auf prozessuale Fak-
toren ab, vor allem die Charakterisierung des
Verhältnisses zwischen Staat und Wirtschaft all-
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gemein, sowie spezifisch bezogen auf den Be-
reich FTE-Politik. Die Zusammenhänge zwi-
schen der EU-FTE-Politik einerseits, sowie
FTE-Politik und den allgemeinen Beziehungen
zwischen Staat und Wirtschaft andererseits, sind
komplex. Aus der Literatur ließe sich folgende
Typologisierung für die Staat-Wirtschaft Bezie-
hungen der drei Länder bilden: Österreich wäre
ein (wenn nicht der) Vertreter eines �harten�
oder �starken� Neokorporatismus mit einem
starken Staat, ursprünglich starken Gewerk-
schaften und starken ArbeitgeberInnen-
vertretern, Schweden seit den 1990er Jahren
eines Modells mit stärkerer Dezentralisierung
und einem relativ schwächerem Staat und star-
ken Gewerkschaften, die Niederlande Vertreter
eines ebenfalls dezentralisierten Modells, das
seit den 1980er Jahren als Gesamtsystem rela-
tiv schwächer ausgebildet ist, mit einem star-
kem Staat und schwachen Gewerkschaften
(Schmitter 1979; Katzenstein 1985; Schmitter/
Grote 1997; Karlhofer/Sickinger 1999; Heme-
rijck et al 2000). Die in der Einleitung formu-
lierte Hypothese lässt einen positiven Zusam-
menhang zwischen dem Vorhandensein neo-
korporatistischer Arrangements und der Ein-
bindung von Sozialpartnern im EU-FTE politi-
schen Prozess erwarten.

Aus den vorliegenden Daten ließe sich der
Bereich FTE-Politik im Hinblick auf Verhand-
lungs- und Interessenvermittlungsmuster wie
folgt charakterisieren. Österreich hatte bis Mit-
te 1980er Jahre seine (im übrigen nur im Be-
reich der Forschungspolitik ausformulierte und
in der Technologie-Politik stark auf die Rolle
der verstaatlichten Industrie abstellende) FTE-
Politik stark auf die Expertise der Sozialpartner
aufgebaut. Ab diesem Zeitpunkt wurden die So-
zialpartner zunehmend weniger in die Politikent-
scheidungen um FTE einbezogen, bis diese in
den 1990er Jahren gegenüber anderen Exper-
tInnen eine schwächere Position inne hatten. In
Schweden spielten die Verbände im Bereich
FTE-Politik eine untergeordnete Rolle: Verbin-
dungen des Staates mit großen Firmen, die auch
in einer Reihe von Großtechnologieprojekten
mündeten, waren hier bedeutsamer (Edquist/
Lundvall 1993). Ebenso waren in den Nieder-
landen die Verbände von weniger großer Be-

deutung. Auch wenn die ArbeitgeberInnen zur
Politikformulierung beigezogen wurden, so
suchte der Staat doch Beziehungen zu großen
Firmen, um Technologien zu verwirklichen oder
größere Institutionen zu gründen (van der Steen
2003).

Im jüngeren und enger abgegrenzten EU-
FTE Politikfeld findet sich allerdings ein ande-
res Muster. In Österreich wurden Arbeit-
geberInnen- und ArbeitnehmerInnenvertreter
zum Politikfindungsprozess zu RP5 beigezogen,
die ArbeitgeberInnen dabei aber bevorzugt be-
handelt � und zwar nicht nur den Arbeit-
nehmerInnenvertretungen, sondern auch ande-
ren gesellschaftlichen Interessen gegenüber. Die
Kooperation mit den Sozialpartnern begann
schon vor dem EU-Beitritt in einer Arbeits-
gruppe zur Vorbereitung des Beitrittes im FTE-
Politikfeld unter Leitung des Wissenschafts-
ministeriums, zu der auch die Sozialpartner bei-
gezogen waren. Hier lässt sich nun die interes-
sante Beobachtung anstellen, dass die Sozial-
partner mittels Einbeziehung zum erwähnten
Arbeitskreis zu einem Zeitpunkt in eine EU-po-
litisch relevante Entscheidung einbezogen wur-
den, als in anderen relevanten Entscheidungs-
findungsprozessen im Politikfeld (im Bereich
der nationalen FTE-Politik) zunehmend weni-
ger beteiligt wurden. Diese Beiziehung hat sich
seither insofern institutionalisiert, als die Sozi-
alpartner auch in die von 2000�2002 dauern-
den Vorbereitungen zu RP6 einbezogen wurde
� und das in noch stärkerem Ausmaß als bei der
Vorbereitung zu RP5. In Österreich kann also
innerhalb des EU-FTE Politikfeldes von einer
Verfestigung der Einbeziehung der Sozialpart-
ner gesprochen werden. Unklar ist, ob sich das
Muster weiter stabilisieren kann, vor allem, da
der Ministerposten des hier wichtigen BMVIT
seit 2000 von der FPÖ gestellt wird � einer Par-
tei, die, wie erwähnt, der Sozialpartnerschaft
grundsätzlich mit großem Misstrauen begegnet.

In Schweden ist die Situation insofern ähn-
lich, als dort ebenfalls die ArbeitgeberInnen-
vertreter (wenn auch nicht die Arbeit-
nehmerInnen) in die Vorbereitung des EU-Bei-
trittes einbezogen wurden und eine Vertreterin
des SI (nicht aber des SAF, der nur beschränkte
FTE politische Expertise aufweist) auch von
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Beginn der EU-Mitgliedschaft an in verschie-
dene Gremien des die EU-FTE Politik koordi-
nierenden Bildungsministeriums integriert war.
Dies steht im Widerspruch zur sonstigen FTE
politischen Praxis in Schweden, wo, ähnlich wie
in Österreich, zwar üblicherweise Gesetzesent-
würfe zur Begutachtung an eine Reihe von
Interessenvertretungen ausgesandt werden, aber
(im Unterschied zur Situation in Österreich bis
zum Jahr 2000) einzelne Akteure zur Politik-
findung und -formulierung nicht gesondert ein-
geladen werden. Interessant ist hier allerdings,
dass der SI im Zuge der Beschäftigung mit EU-
FTE-Politik eine Strategie in Blickrichtung auf
nationale FTE-Politik entwickelt hat und
nunmehr regelmäßige Treffen mit anderen na-
tionalen Akteuren in Regierung, Parlament und
Wirtschaft (mit letzteren auch in Form eines
Arbeitskreises wie ihn die österreichische
Wirtschaftskammer Österreich und IV schon
länger durchführen) abhält. Hier hat sich,
möglicherweise als Folge der Einbeziehung der
schwedischen ArbeitgeberInnenverbände in die
EU-FTE Politik, scheinbar eine Auswirkung der
Einbeziehung der ArbeitgeberInnen in EU-FTE
Politik auf die nationale FTE Politik gezeigt.
Ähnlich wie in Österreich wurden auch in
Schweden die ArbeitgeberInnenverbände in die
Vorbereitung auf RP6 stärker eingebunden als
das bei RP5 der Fall war. Das drückt sich
einerseits in einem gemeinsamen Foresight-Pro-
jekt verschiedener intermediärer Institutionen
und der SI (Swedish Technology Foresight
2000), andererseits auch in regelmäßigen Tref-
fen mit dem Bildungsminister aus � wobei der
Carl Tham nachfolgende Minister den Ruf grö-
ßerer Industriefreundlichkeit genießt.

In den Niederlanden sind die Arbeit-
geberInnen in der EU-FTE-Politik niederrangig
und indirekt, über die Fachkommissionen, ein-
gebunden. Dies läuft parallel mit der geringen
Einbindung der ArbeitgeberInnenverbände (und
der Nicht-Einbindung der ArbeitnehmerInnen-
vertreter) in die nationale FTE-Politik.

Die Hypothese zur Übertragbarkeit des Stel-
lenwertes von Sozialpartnern in der nationalen
FTE-Politik oder gar im allgemeinen politisch-
ökonomischen System eines Landes auf die sehr
spezialisierte EU-FTE Politik lässt sich so also

nicht stützen. Gezeigt werden konnte hingegen,
daß es sehr wohl Rückkopplungseffekte zwi-
schen nationaler FTE und EU-FTE-Politik gibt.
Besonders in Schweden könnten diese Effekte
sogar langfristig sein. In Österreich ist dies auf
Grund der konservativen Koalitionsregierung
mit ihrer kritischen Haltung der Sozialpartner-
schaft gegenüber eher unsicher. Insgesamt lässt
sich also feststellen, dass die für ein Land typi-
schen Ausprägungen der Beziehungen zwischen
Staat und Wirtschaft und die damit einherge-
henden Formen der Interessenvermittlung tat-
sächlich eine Rückwirkung auf das Handlungs-
repertoire der staatlichen und gesellschaftlichen
Akteure im Bereich FTE-Politik und EU-FTE
Politik haben. Beide, Formen der gesamt-
staatlichen Interessenvermittlung und die typi-
schen Handlungsmuster im Bereich FTE-Poli-
tik, prästrukturieren bis zu einem gewissen Grad
die Formen der Interessenvermittlung im Be-
reich der Einbeziehung verschiedenster Akteu-
re im Fall der Entstehung der nationalen Positi-
on zu RP5. Im konkreten Fall lässt sich weiters
festhalten, dass die EU-Beitritte Österreichs und
Schwedens den Verbänden keinen Bedeutungs-
verlust, sondern einen Bedeutungsgewinn ver-
ursacht haben, in dem die Einbindung dieser
gesellschaftlichen Akteure verstärkt wurde17 .

Festzuhalten ist auch, dass der eingangs er-
wähnte dritte Faktor zur Erklärung der Unter-
schiede zwischen den Politikfindungsprozessen
zum RP5, der Zeitpunkt des EU-Beitrittes, eine
wichtige Rolle zu spielen scheint. Die in der
Einleitung formulierte Hypothese zu diesem
Erklärungsfaktor besagte, daß mit der Länge der
EU-Mitgliedschaft die Eigenständigkeit des EU-
FTE politischen Systems wachsen und seine
Funktionen sich ausdifferenzieren sowie daß mit
bereits längerer Teilnahme an EU-FTE politi-
schen Prozessen sich die Meinungsfindungs-
prozesse zwischen RP5 und RP6 weniger än-
dern sollten als bei kürzerer EU-Mitgliedschaft.

Diese Hypothese wurde bestätigt, denn ge-
rade der EU-Beitritt führte in Österreich und
Schweden tatsächlich zu einer Evaluation vor-
handener Strategien in einem neu geschaffenen,
oder doch wenigstens in seiner Bedeutung we-
sentlich gestiegenen FTE Politikfeldes.18  Wäh-
rend in den Niederlanden dem die EU-FTE-
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Politik koordinierenden niederländischen
Wirtschaftsministerium die relevanten Akteure
und Routinen zu Beginn des Meinungs-
findungsprozesses zu RP5 bereits bekannt und
die einzelnen Akteure auch aufeinander einge-
spielt waren,19  war die Situation in Schweden
und Österreich auf Grund der erst zu Beginn
1995 erfolgten EU-Mitgliedschaft anders. Dort
hatten sich die zentralen Akteure der For-
schungs- und Technologiepolitik mit einer kom-
plett neuen Anforderungsstruktur auseinander
zusetzen, wobei die zugehörigen Routinen für
alle beteiligten Akteure � auch die koordinie-
renden Ministerien � nicht institutionalisiert und
meist nur �nach den Buchstaben des Gesetzes�
bekannt waren.20

Wie zuvor dargelegt, wurden in der Folge
im Rahmen des Prozesses der Ausdifferen-
zierung der EU-FTE Systeme in den drei Län-
dern eine Reihe von Funktionen des politischen
Systems neu gebildet, wie etwa die Koordinati-
on der EU-FTE politischen Standpunkte durch
ein einzelnes Ministerium. Auch wurden zur
Abdeckung der neuen Funktionen neue Institu-
tionen ins Leben gerufen, wie im Fall der Ko-
ordination der EU-FTE politischen Positionen
in den Niederlanden der IWK oder im Fall des
Informationsflusses von und nach Brüssel auf
der operativen Ebene in Österreich das BIT.

Zudem ist, ganz gemäß der vorher rekapitu-
lierten Hypothese, in Österreich und Schweden
ein größerer Unterschied zwischen der Heran-
gehensweise an die Vorbereitung von RP6 im
Vergleich zu RP5 feststellbar, als das bei den
Niederlanden der Fall ist, die sich bei der
Findung eines nationalen Standpunktes in sehr
ähnlicher Weise RP6 näherten, wie sie das schon
bei RP5 getan hatten. Das lässt sich vor allem
auf die größere Erfahrung der niederländischen
Akteure im Umgang mit den Rahmenpro-
grammen zurückführen, die in den beiden 1995
beigetretenen Ländern nicht zu finden ist. Ös-
terreich und Schweden haben ihre Strategie zur
Findung einer nationalen Position zum geplan-
ten Rahmenprogramm evaluiert und diese ent-
sprechend verändert.21

Für die Bewertung der Auswirkungen des
EU-Beitrittes auf neue Mitgliedsländer bedeu-
tet dies vor allem, dass die Effekte nicht den

vorerst erwartbaren Weg nehmen. Wenige Be-
obachter hätten Ende der 1980er Jahre erwar-
tet, dass das zu diesem Zeitpunkt schon einge-
leitete Verfahren zum EU-Beitritt als Folge ha-
ben würde, dass die langsam an Einfluss verlie-
renden Sozialpartner in einem der damaligen
Beitrittskandidaten verstärkt in ein neues
Politikfeld eingebunden werden würden, wie in
Österreich geschehen. Wahrscheinlich hätten
sogar wenige Beobachter die Vorhersage ge-
wagt, dass in einem Land auch nur ein Teil der
Verbände verstärkt beigezogen würde, wie in
Schweden der SI.22

In Österreich hat sich im EU-FTE Politik-
feld rasch ein Politiknetzwerk herausgebildet �
wie in anderen Politikfeldern auch (Müller/Falk-
ner 1998; Tálos/Kittel 2001). Allerdings ist die-
ses Netzwerk relativ lose geknüpft, denn es ist
charakterisiert durch lose Kontakte, unregelmä-
ßige Interaktionen und vor allem in ihrer Sicht
der zu lösenden Probleme uneinheitliche Ak-
teure. Im Fall einer engen Fassung des Begrif-
fes Korporatismus, wie er hier zu Grunde ge-
legt wurde (vgl. Fußnote 6), ist das Politik-
netzwerk nicht als korporatistisch definierbar.
Gerade im Fall von Österreich, der einem
korporatistischen Arrangement am nächsten
kommt, ist zwar eine bevorzugte Behandlung
der Sozialpartner � und vor allem der Arbeit-
geberInnenseite � feststellbar, aber weder ver-
fügten die Sozialpartner über ein Reprä-
sentationsmonopol in den Verhandlungen um
die nationalen Positionen zu RP5, noch wurde
ihnen seitens des federführenden Bundes-
ministeriums als RepräsentantInnen des Staa-
tes eine Mitverantwortung für einmal getroffe-
ne Entscheidungen abverlangt.23

Was bedeuten diese Ergebnisse nun für die
eingangs umrissenen Diskussionen um eine
mögliche Konvergenz oder Divergenz der poli-
tischen Systeme der EU-Mitgliedsstaaten und
in diesem Zusammenhang um die Frage der
Auswirkungen der EU-Integration auf die poli-
tischen Prozesse der Mitgliedstaaten? Auf ei-
nen ersten Blick scheint sich die Organisation
der EU-FTE Politik in den drei Ländern sehr zu
ähneln. Daraus eine Konvergenz der politischen
Systeme zu konstruieren, wäre zwar im Hinblick
auf das geringe Alter der Strukturen des Politik-
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feldes in Schweden und in Österreich kühn24 ,
doch lässt sich immerhin konstatieren, daß eine
Reihe von Institutionen in allen drei Ländern
im Laufe der ersten Hälfte der 1990er Jahre
gegründet wurden, die über sehr ähnliche Funk-
tionen verfügen. Ein Beispiel dafür sind die er-
wähnten intermediären Organisationen, die der
Vermittlung zwischen nationalen Innovations-
systemen und EU-Ebene dienen, also die nie-
derländische EGL, der schwedische FoU Radet
und das österreichische BIT. Ein anderes Bei-
spiel ist die Etablierung von interministeriellen
Komitees, welche die Koordinierung der EU-
FTE als Aufgabe haben, die niederländische
IWK, der schwedische Rat Kooperation FTE-
Politik und der österreichische PMC.

Die Ähnlichkeiten erschöpfen sich nicht in
Beispielen aus der Institutionalisierung der EU-
FTE Politik, sondern erstrecken sich bis zu ei-
nem gewissen Grad auch auf die Prozesse, in
welche die Institutionen eingebunden sind. In
allen drei Fällen der Politikfindung wurden ge-
sellschaftliche Interessen eingebunden, die be-
stimmte Kerngruppen umfassten, vor allem die
Ministerien und die vorgelagerten auf EU-FTE
spezialisierten Organisationen.

Unbestritten ist auch, daß alle diese institu-
tionellen und prozessualen Innovationen in den
meisten Fällen direkt durch die EU-Integrations-
prozesse ausgelöst wurden. Somit ließe sich
also, wenn auch nicht ein Prozess der Konver-
genz im Sinne einer vorher bestanden haben-
den größeren Divergenz, so doch die Aus-
differenzierung eines neuen Politikfeldes mit
sehr ähnlichen strukturellen und prozessualen
Merkmalen als Folge der EU-Integration kon-
statieren.

Allerdings lassen sich im Zuge einer ge-
naueren Betrachtung auch eine Reihe von
Unterschieden in der Organisation der EU-FTE
Politik der drei Länder ausmachen. Diese be-
treffen zum Beispiel die Rolle der feder-
führenden Ministerien und ihren Anspruch auf
Steuerung der hier untersuchten Politikfindung,
aber auch die Einbindung von Interessengrup-
pen und Verbänden in diesen Prozess. Die zahl-
reichen (weiter)bestehenden Unterschiede, die
im Laufe dieser Untersuchung herausgearbei-
tet wurden, lassen sich wohl am besten durch

Pfadabhängigkeiten der nationalen administra-
tiv-politischen Systeme erklären. Administra-
tive Traditionen, die sich im Verlauf von
hunderten von Jahren herausgebildet haben,
förderten im Falle Schwedens die Etablierung
von kleinen, relativ unabhängigen administra-
tiven Einheiten der EU-FTE Politik.25  Im Fall
von Österreich wurden vergleichbare Organi-
sationen deutlich hierarchischer gestaltet, grö-
ßer dimensioniert und in ihren Aufgaben-
bereichen umfassender angelegt. Die Nieder-
lande verkörpern hier einen Mischtypus. Somit
ließe sich also formulieren, daß die Handlungs-
anforderungen, die von der Europäischen Ebe-
ne ausgehen, auf nationaler Ebene auf der Ba-
sis von vorhandenen historischen Erfahrungen
und deren institutionellen Entsprechungen in-
terpretiert werden.

Ein solcher Befund entspricht im Wesentli-
chen auch den Ergebnissen der aktuellen Dis-
kussion zu den Auswirkungen der EU-Integra-
tion auf die politischen Prozesse der Mitglied-
staaten und damit der Frage nach Konvergenz
und Divergenz der Nationalstaaten. Cowles und
Risse finden eine eingeschränkte Konvergenz,
vor allem auf der strukturellen Ebene (Risse/
Green Cowles 2001, 230) und Tömmel konsta-
tiert eine �Dialektik zwischen Angleichung und
Differenzierung� auf europäischer, nationaler
und regionaler Ebene (Tömmel 2001, 14). Auch
Héritier und Knill stellen unterschiedliche Er-
gebnisse der Angleichung und Differenzierung
heraus, verlangen aber ein Abgehen von einer
dichotomen Auffassung von Europäisierung
und fordern Analysen von (vermeintlichen)
Angleichungsprozessen, die den Einfluss von
europäischer Ebene als lediglich ein Einfluss-
faktor von mehreren erkennen, die zur Erklä-
rung einer politischen Handlung nötig sind
(Héritier/Knill 2001, 290).

Diese Aufforderung bei einer Untersuchung
von Konvergenz oder Divergenz der europäi-
schen Staaten eine Erweiterung der Perspekti-
ve weg von einer Fokussierung der europäischen
und hin zu einem Mitbedenken der nationalen
Ebene vorzunehmen und die je spezifischen his-
torisch gewachsenen Bedingungen der jeweili-
gen politischen Systeme zu bedenken, erscheint
denn auch vor dem Hintergrund dieser Unter-
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suchung vielversprechend. Ein solcher Zugang
könnte durch eine genauere Analyse jener Pro-
zesse ergänzt werden, die von der europäischen
Integration beeinflusst werden und zwischen
den EU-Mitgliedsstaaten ablaufen. Ein Beispiel
dafür wäre die Ausdifferenzierung von EU-FTE
politischen Institutionen auf nationaler Ebene.
In zumindest einem Fall ließ sich ein direkter
und klarer Lernprozess zwischen zwei der drei
untersuchten Länder nachweisen. Anfang der
1990er Jahre reisten leitende österreichische
Beamte mehrmals in die Niederlande und über-
nahmen das institutionelle Erfolgsmodell der
EGL nach Österreich, als sie das BIT in Reakti-
on auf die Erfordernisse der EU-FTE Politik
aufbauten.26  Eine Miteinbeziehung solcher zwi-
schenstaatlicher Beziehungen und Prozesse
würde zwar das Bild noch weiter von einer ein-
fachen dichotomen Betrachtungsweise wegfüh-
ren, würde aber dazu beitragen, die einzelnen
Qualitäten der europäischen Integration besser
zu begreifen. Dabei würden sich weitere
Forschungsarbeiten, wie von Kohler-Koch
(2000) und Olsen (2002) gefordert, nicht auf
jene top-down Wirkung von EU-Integration
beschränken, die aus Brüssel auf die Mitglieds-
staaten wirkt, sondern auch Wechselwirkungen
zwischen anderen Facetten der europäischen
Integration auf Ebene der EU sowie der bilate-
ralen Beziehungen zwischen Staaten und auch
Regionen mitbedenken.

ANMERKUNGEN

1 Der vorliegende Beitrag entstand aus dem vom
BMWV/BMBWK finanzierten RP5-POL Projekt,
das von 1999-2002 unter Leitung des Autors von
Alfred Gerstl, Monika-Feigl Heihs, Alice Ludwig,
Susanne Pernicka und Franz Steinbauer durchge-
führt wurde. Ich möchte mich für kritische Anre-
gungen bei allen MitarbeiterInnen, Bernhard Kittel,
Christine Neuhold und einem/r anonymen Gut-
achterIn bedanken.

2 Vergleiche etwa Héritier et al 2001, Fußnote 3; wich-
tig ist auch die Debatte um den Begriff �Euro-
päisierung�, bislang ein oft unterdefiniertes und nur
teils hinterfragtes Synonym für Konvergenz im Rah-
men der EU: für kritische Diskussionen des Begrif-
fes siehe Radaelli 2000; Kohler-Koch 2000; Börzel/
Risse 2001; Risse et al. 2001; Olsen 2002.

3 So verweist Kohler-Koch bereits 2000 darauf, daß
der Begriff der Europäisierung in der Imple-
mentationsforschung � der die drei genannten Sam-
melbände zuzuordnen sind � zu eng gefasst ist
(Kohler-Koch 2000, 26). Olsen sieht das Konzept
der Europäisierung in seiner Funktion als erklären-
de Variable missbraucht und schlägt statt dessen vor
es eher als Ausgangspunkt für neue Forschungs-
fragen zu verwenden (Olsen 2002, 23).

4 Für einen Überblick über die jüngere Literatur zur
Europäischen Einigung siehe Héritier et al 2001; für
einen Überblick über die Literatur zur Beeinflus-
sung der Mitgliedstaaten durch die Europäischen
Einigungsprozesse siehe Knill/Lehmkuhl 2000;
Börzel/Risse 2001; Knill/Lenschow 2001; Risse et
al. 2001.

5 Tatsächlich wuchs der Anteil der Ausgaben für FTE
am EU-Gesamtbudget von 0,5% in 1984 auf mehr
als 5% im Jahr 2002, wobei sich das Wachstum seit
Mitte der 1990er Jahre verlangsamt hat.

6 Wobei der Kommission in dieser Phase eine
Vermittlerrolle zukommt.

7 Der Begriff Neokorporatismus wird hier eng gefasst
und steht für die Einbeziehung von speziell organi-
sierten intermediären Gruppen mit Repräsentations-
monopolen in politische Entscheidungsprozesse, bei
gleichzeitiger Vorfindbarkeit von Mitverantwortung
für einmal getroffene Entscheidungen (Schmitter/
Grote 1997, 531). Für Überblicke über andere Defi-
nitionen siehe Schmitter 1974; Lehmbruch 1979;
Czada 1994; Streeck 1994; Henning/Wald 2000;
Tálos/Kittel 2001.

8 Zum Argument der Bedeutung der Heimatbasis für
multinationale Konzerne für die geographische Ver-
teilung ihrer FTE-Ausgaben vergleiche Patel 1993;
Patel/Vega 1999; Biegelbauer et al. 2001.

9 Sieht man von der Regierungsbildung der ÖVP-FPÖ
Koalition im Jahr 2000 ab, also nach dem Ende des
eigentlichen Beobachtungszeitraums dieser Arbeit.
Die FPÖ verfügt über keinerlei traditionelle An-
bindung zur Sozialpartnerschaft und steht jener ab-
lehnend gegenüber. Im Bereich FTE-Politik ist etwa
auffällig, daß das BMVIT, mit (von 2000�2004 vier
verschiedenen) FPÖ-MinisterInnen an der Spitze,
Sozialpartner nicht an Politikfindungsprozessen be-
teiligt, während das BMBWK, mit einer ÖVP-Mini-
sterin, das schon tut. Ähnliche Muster scheinen auch
in anderen Politikfeldern auffällig. Für eine Bewer-
tung der langfristigen Auswirkungen der Koalitions-
regierung auf die seit Jahrzehnten bestehende
Sozialpartnerschaft ist es aber noch zu früh.

10 Seit der Gründung des BMVIT im Jahr 2000 ist die-
ses, auf Grund seiner umfangreichen forschungs-
und technologiepolitischen Kompetenzen, ein
besonders wichtiger Akteur in der EU-FTE-Politik.

11 Der PMC durchlief vor dem Hintergrund dieser spe-
zifischen Ausrichtung auch eine deutliche Expansi-
on von ursprünglich 2-3 Dutzend auf bis zu mehr
als 100 Personen im Fall des PMC-Nachfolgers
Europaforum Forschung (EFF, ab 1999).
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12 Svensk Industriforbundet, SI, das schwedische Ge-
genstück zur österreichischen Industriellenver-
einigung.

13 Schweden ist hier, auf Grund des vergleichsweise
starken Führungsstils von Minister Tham, nur
teilweise mit den anderen beiden Ländern � in de-
nen die zuständigen Minister kooperativer agierten
� vergleichbar.

14 Wirkungszusammenhänge sind in solchen Fällen
tatsächlich schwer nachzuweisen, da einige Forde-
rungen auch von anderen Akteuren vorgebracht
worden waren und so in teils modifizierter Form
Eingang gefunden haben mögen. Dies gilt für die
meisten Stellung- und Einflussnahmen, außer in je-
nen seltenen Fällen, in denen ein Set von Forderun-
gen nur von einem sich klar deklarierenden Akteur,
vorgebracht wurden.

15 Dies ging aus Interviews mit VertreterInnen der
ArbeitgeberInnenseite deutlich hervor.

16 Karlhofer und Tálos kommen in einer früheren Un-
tersuchung für Österreich zu einem ähnlichen Er-
gebnis (Karlhofer/Tálos 1996).

17 Vergleiche diesen Befund mit den Bemerkungen von
Müller zu anderen Politikfeldern (Müller 1999).

18 Verschiedene europäische Programme existierten
schon länger und waren für Österreich und Schwe-
den teilweise schon länger zugänglich (für Öster-
reich vgl. Pichler 1990).

19 Wobei anzumerken ist, dass der größere Teil der EU-
FTE spezifischen politischen Strukturen in den Nie-
derlanden lediglich 2-3 Jahre vor Österreich und
Schweden etabliert wurden. Die Ausdifferenzierung
dieser Institutionen ging mit der höheren Komple-
xität der Diskussionen um RP4 einher (zu RP4 sie-
he auch den nächsten Abschnitt).

20 So die Charakterisierung der Situation durch eine
Interviewpartnerin. Theoretisch waren Österreich
und Schweden schon in die Endphase der Beratun-
gen um RP4 eingebunden. Nach den übereinstim-
menden Aussagen aller InterviewpartnerInnen konn-
te diese Möglichkeit jedoch auf Grund mangelnder
Erfahrung im Umgang mit den komplexen EU-
Entscheidungsroutinen in beiden Ländern nur zur
Beobachtung, nicht aber zu tatsächlichem Eingrei-
fen, genützt werden. Hinzu kam, dass alle Positio-
nen zum ersten Mal bezogen werden mussten � auf
EU-Ebene und auch national � was die Unsicher-
heit und damit den Druck auf die Akteure auf allen
Ebenen verstärkte.

21 In Österreich war das RP5-POL Projekt Teil dieser
Evaluationsanstrengungen, vergleiche Pernicka et al
2002.

22 Der SI fusionierte im März 2001 mit dem größten
schwedischen ArbeitgeberInnenverband SAF.

23 Wie verschiedene Interviews belegten, begegnete die
ArbeitgeberInnenseite trotzdem der Bevorzugung
durch das Ministerium mit einer an Mitverantwor-
tung gemahnenden Loyalität einmal getroffenen
Entscheidungen gegenüber � auch in den Fällen, in
welchen diese Entschlüsse den eigenen Interessen
gegenüber als nicht vorteilhaft galten.

24 Von einem methodischen Standpunkt aus betrach-
tet, bergen die Ähnlichkeiten der politischen und
ökonomischen Strukturen der untersuchten Länder
neben dem Vorteil guter Vergleichbarkeit im Hin-
blick auf die Frage nach Konvergenz oder Diver-
genz auch die Gefahr der Produktion von zirkulä-
ren Schlussfolgerungen, etwa nach dem Muster von
�eine Konvergenz der politischen Prozesse ist
feststellbar, weil die Ähnlichkeiten so groß sind� �
aber das waren sie schon von vornherein. So lässt
das vorliegende Forschungsdesign die Beantwortung
dieser Frage nur als grober Näherungswert zu.

25 Eine derartige Organisation des administrativen Sys-
tems erleichtert es auch eigenwilligen Führungs-
persönlichkeiten wie dem schwedischen Bildungs-
minister Tham ihren Einfluss stärker geltend zu
machen als eine kontinentaleuropäische Organisa-
tion der Ministerien, innerhalb derer MinisterInnen
oft mit einer starken zweite Führungsebene, gebil-
det durch mit dem politischen Prozess langjährig
vertrauten SpitzenbeamtInnen, arbeiten.

26 Allerdings wurde das von den Niederlanden über-
nommene Modell in den nächsten Jahren
österreichischen Systemerfordernissen angepasst. So
entfernte sich die Organisationsform des BIT auch
rasch vom ursprünglichen Vorbild EGL.

ABKÜRZUNGEN

BIT Büro für Internationale Forschungs- und
Technologiekooperationen

BMBWK Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Kunst (seit 2000) (Österreich)

BMVIT Bundesministerium für Verkehr, Innovati-
on und Technologie (seit 2000) (Österreich)

BMwA Bundesministerium für wirtschaftliche An-
gelegenheiten (Österreich)

BMWV Bundesministerium für Wissenschaft und
Verkehr (1998�2000) (Österreich)

BMWVK Bundesministerium für Wissenschaft, Ver-
kehr und Kunst (1996�1998) (Österreich)

COREPER Comité des Représentants Permanents
(Ausschuss der Ständigen Vertreter)

ECU European Currency Unit (Vorläufer des
EURO)

EFF Europaforum Forschung (seit Ende 1998)
(Österreich)

EGL EG Liaison (Niederlande)
EU-FoU Radet EU Forschungs- und Entwicklungs-Rat

(Schweden)
FTE Forschung, technologischen Entwicklung

und Demonstration
IV Industriellenvereinigung (Österreich)
IWK Interdepartmentale Werkgroep Kader-

programma (Niederlande)
MinEZ Ministerium für wirtschaftliche Angelegen-

heiten (Niederlande)
MinOCW Bildungs-, Kultur und Wissenschafts-

ministerium (Niederlande)
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NUTEK Nationaler Schwedischer Rat für Industrie
und Technologische Entwicklung (Schwe-
den)

PMC Programm Management Club
RP5 Fünftes Rahmenprogramm der EG im Be-

reich der Forschung, technologische Ent-
wicklung und Demonstration

SAF Svenska Arbetsgivareföreningen (Schwe-
den)

SI Industriförbundet (Schweden)
WKÖ Wirtschaftskammer Österreich
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